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Bestandteil der Bebauungsplansatzung 

 

 

1. Planzeichnung (Teil A) 

 

- zeichnerische Darstellung 

 

- Planzeichenerklärung 

 

2. Textliche Festsetzungen (Teil B) 

 

 

3. Begründung (Teil C) 

 

- Begründung zum Entwurf  

 

Anlagen 
 

- Protokoll Nr. 1 zur Abstimmung artenschutzrechtlicher 

Belange zum Entwurf vom 08.03.2019, erstellt durch das 

Ingenieurbüro für Landschafts- und Freiraumplanung Karsten 

Obst 

 

- Bericht zur Orientierenden Erkundung zum Entwurf vom 

12.07.2018, erstellt durch IfUA Umweltberatung und 

Gutachten GmbH mit Anlage 1-4 
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2.0 Rechtsgrundlagen 

 

2.0.1  

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 

2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808) 

m.W.v. 29.07.2017. 

 

2.0.2  

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 

(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl. I 

S. 1057) m.W.v. 13.05.2017 

 

2.0.3  

Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. 

1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 

2017 (BGBl. S. 1057) 

 

2.0.4  

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 26.09.2002 (BGBl. S. 3830), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 18.07.2017 (BGBl. I S. 2771) m.W.v. 29.07.2017 

 

2.0.5 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 

(BGBl. I S. 2542), in Kraft getreten am 01.03.2010  

zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.09.2017 (BGBl. I S. 3434) m.W.v. 

29.09.2017 bzw. 01.04.2018 

 

2.0.6 

Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) vom 

10.12.2010 (GVBl. LSA 2010, 569) zuletzt geändert surch Artikel 5 des 

Gesetzes vom 18.12.2015 (GVBl. LSA S. 659, 662) 

 

2.0.7  

Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 10. September 2013 (GVBl. LSA 2013, 440, 441) 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26.07.2018 (GVBI. 

LSA S.187) 

 

  

https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._1057
https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._1057
https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._1057
https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._1057
https://www.jurion.de/gesetze/uvp_aendrl_ug/3/?from=1%3A139670%2C1%2C20170513
https://www.jurion.de/gesetze/uvp_aendrl_ug/3/?from=1%3A139670%2C1%2C20170513
https://www.jurion.de/gesetze/uvp_aendrl_ug/3/?from=1%3A139670%2C1%2C20170513
https://www.jurion.de/gesetze/uvp_aendrl_ug/3/?from=1%3A139670%2C1%2C20170513
https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._2771
https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._2771
https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._3434
https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._3434
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2.1 Begrenzung des Bebauungsplanes 

 

Der Bebauungsplan wird begrenzt: 

 

➢ Nördlich: 

durch das Flurstücke 428, 429, 280, 281, 282, 283, und 284/4 der Flur 

37 

 

➢ Östlich: 

durch die Flurstücke 85/9, 85/12, 86, 284/1 und 284/3 der Flur 37 

 

➢ Südlich: 

durch die Flurstück 145 der Flur 37 

 

➢ Westlich: 

durch die Flurstücke 87, 88 und 137 der Flur 37 

 

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches sind der 

Plandarstellung des Bebauungsplans zu entnehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Geobasisdaten des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt 

©GeoBasis-DE/LVermGeo LSA 2017/A18-205-2010-7 
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2.2 Bisherige Nutzungs- und Rechtsverhältnisse 

 

Der Stadtrat der Stadt Bitterfeld-Wolfen beschloss in seiner Sitzung am 

20.02.2019 mit der Beschluss-Nummer XXX-XXXX die Aufstellung des 

Bebauungsplanes 01-2019btf „Wohnen am Strengbach“ im Ortsteil 

Bitterfeld der Stadt Bitterfeld-Wolfen. 

 

Der Geltungsbereich des oben genannten Bebauungsplans liegt 

angrenzend an das Bitterfelder Länderviertel. Es zeichnet sich durch eine 

eher ruhige und durchgrünte Lage aus. Unweit befindet sich der 

Bitterfelder Bogen und der Strengbach, welche das Gebiet attraktiv 

gestaltet. Die unmittelbar angrenzende Bebauung ist überwiegend durch 

Wohnbebauung erfolgt. Angrenzend befindet sich ein Garagenkomplex, 

welcher partiell zurückgebaut wurde.  

 

Das Plangebiet umfasst eine größtenteils brachliegende Fläche, welche 

zum Teil mit ungenutzten Gewerbeimmobilien bebaut ist. Es ist ein nicht 

gepflegter Zustand des Bereiches zu verzeichnen. Dazu gehören nicht 

gepflegte Gehölzbestände, Schutthaufen sowie entsorgter Schrott.  

 

Für die Flurstücke 85/5, 85/10, 138 der Flur 37 ist im Altlastenkataster des 

Landkreises Anhalt-Bitterfeld eine Altlastenverdachtsfläche mit der 

Katasternummer 00066 (Straßen- und Tiefbauunternehmen 

Wiesenstraße 9 – Werkstatt und Lagerflächen) registriert. 

 

Die Flächen befinden sich in privater Hand. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 01-2019btf “Wohnen am 

Strengbach“ ist im rechtskräftigen Flächennutzungsplan vom 20.07.2012 

der Stadt Bitterfeld-Wolfen als Baugebiet mit erhöhtem Grünanteil 

ausgewiesen und wird als Stadtumbaugebiet gemäß §171b BauGB 

eingeordnet. Daher gilt die Planung als Maßnahme der Innentwicklung 

der Stadt Bitterfeld-Wolfen im Ortsteil Bitterfeld. 

Das Verfahren wird aufgrund der Gegebenheiten nach §13a BauGB 

durchgeführt. 

 

Die Planung entspricht den Vorgaben und Festsetzungen des 

Flächennutzungsplans, sodass der Bebauungsplan aus dem 

Flächennutzungsplan entwickelt wird. 

 

Die Fläche ist im Regionalen Entwicklungsplan Anhalt-Bitterfeld-

Wittenberg (Regionalplan 2017) als Vorranggebiet für Hochwasserschutz 

„Strengbach“ eingestuft. 
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2.3 Anlass und Zielstellung der Planung  

 

Das Bebauungsgebiet "Wohnen am Strengbach" befindet sich in der 

Stadt Bitterfeld-Wolfen, Ortsteil Stadt Bitterfeld.  
 

Der Geltungsbereich besteht aus den Flurstücken [Gemarkung Bitterfeld]: 

 

85/5    Flur 37 

85/10    Flur 37 

138    Flur 37 

 

Die Gesamtfläche beträgt 17.984 m². 
 

Mit dem Aufstellungsbeschluss wurde die Erstellung eines 

Bebauungsplanes nach § 2 BauGB festgeschrieben. 
 

Ziel der Planung ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes 

nach § 4 BauNVO mit Ein- und Mehrfamilienhäusern. Im Bereich entlang 

der Leopoldstraße werden Mehrfamilienhäuser präferiert, sodass die 

Einfamilienhäuser im Grundstücksinneren liegen.  
 

Der Geltungsbereich befindet sich angrenzend an das “Länderviertel“ - 

einem der einwohnerstärksten Siedlungsbereiche im Ortsteil Stadt 

Bitterfeld. 

 

Zwangspunkte für die Gestaltung und das Ausmaß der Wohnbaufläche 

bildet die vorhandene Leitungsführung der MITNETZ Gas GmbH, die das 

Wohngebiet im südlichen Teil durchquert. 

Mit einer Eintragung des Leitungsrechtes in der Planzeichnung wurde der 

Verlauf entsprechend berücksichtigt. 
 

Da in dem Gebiet keine vorhandenen Verkehrsstrukturen herrschen, 

muss das Gebiet verkehrstechnisch erschlossen werden. Gleiches gilt für 

die Versorgung mit erforderlichen Medien. 

 

Die Nachfrage an Bauland im Ortsteil Bitterfeld ist weiterhin vorhanden. 

Durch die Planung wird eine Nachverdichtung des Ortsteils Bitterfeld 

erreicht und dient somit der Innenentwicklung der Stadt Bitterfeld-Wolfen. 

 

Da auch das Parken weiterhin eine bedeutende Rolle in der Ausweisung 

neuer Baugebiete spielt, bietet der Investor eine private Parkfläche mit ca. 

12 Parkplätzen im Geltungsbereich an. 
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2.4 Textliche Festsetzungen 

 

1   Planungsrechtliche Festsetzungen 

 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB) 
 

  

a) Es handelt sich um ein Allgemeines Wohngebiet nach § 4 

BauNVO. 

b) Zulässig sind Wohngebäude; die der Versorgung des Gebiets 

dienenden Läden; Schank- und Speisewirtschaften sowie 

nicht störende Handwerksbetriebe; Anlagen für kirchliche, 

kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

nach § 4 (2) 1, 2 und 3 BauNVO. 

c) Ausnahmsweise zulässig sind Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes; sonstige nicht störende 

Gewerbebetriebe sowie Anlagen für Verwaltungen nach § 4 

(3) 1, 2 und 3 BauNVO. 
 

Der Bebauungsplan setzt gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB die Art 

der baulichen Nutzung fest. In Anknüpfung an die umgebende 

Nutzungsstruktur und entsprechend der Lage wird das 

Plangebiet als allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 

BauNVO festgesetzt.  
 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in 

Verbindung mit § 16 BauNVO) 
 

 Allgemeines Wohngebiet (WA) 

a) Die Grundflächenzahl ist auf 0,4 festgesetzt. 

b) Die Geschoßflächenzahl ist auf ein Höchstmaß von 1,2  

beschränkt. 

c) Die Zahl der Vollgeschosse beträgt maximal zwei. 
 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden die 

Grundflächenzahl (GRZ) und die Geschoßflächenzahl (GFZ) 

gemäß Planeintrag mit 0,4 und 1,2 jeweils als Höchstgrenze 

festgesetzt. Diese Festsetzungen sollen eine optimale Bebauung 

der neuen Grundstücke sowie den Anteil der versiegelbaren 

Fläche im Plangebiet regeln.  
 

Die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse wird auf zwei 

Vollgeschosse festgelegt. Dies geschieht in Anlehnung an die 

umgebende Bebauung. Die Errichtung von 2 Vollgeschossen 

und einem zusätzlichen Staffelgeschoss (mind. 2/3 der 

Grundfläche mit einer lichten Höhe von mind. 2,30 m) darf 

erfolgen. 
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1.3  Bauweise, Baugrenzen, Baulinien (§ 9 (1) 1 BauGB in Verbin-

dung mit § 22 und § 23 BauNVO)   
  

Es wird eine offene Bauweise (“o“) festgesetzt (§ 22 (2) 

BauNVO). 

 

Die Länge der Baukörper darf maximal 50m betragen. 

 

Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird, 

abgeleitet aus der umgebenden Bebauung, die offene Bauweise 

festgesetzt. Mit dieser Festsetzung soll die beabsichtigte 

Planung eines attraktiven Wohngebietes gesichert werden. 

 

1.4  Anschluss an Verkehrsflächen (§ 9 (1) 11 BauGB) 
 

Einfriedungen dürfen als geschnittene bzw. frei wachsende 

Hecken oder als Zäune bis zu einer Höhe von 1,00m zu 

öffentlichen Flächen ausgebildet werden.  
 

Um die Sichtbeziehungen im Bereich der Ein- und Ausfahrten zu 

den öffentlichen Verkehrswegen nicht zu sehr einzuschränken 

und zu behindern, wird eine maximale Höhe von Einfriedungen 

zu öffentlichen Flächen von 1,00m festgesetzt. 

 

1.5 Flächen für Nebenanlagen sowie Stellplätze und Garagen  

(§ 9 (1) 4 BauGB) 
 

a) Pro Wohneinheit werden zwei Stellplätze als 

Mindestanforderung festgesetzt. 

b) Im Plangebiet sind aufgrund § 12 Abs. 6 BauNVO und § 23 

Abs. 5 BauNVO Garagen, Carports und Nebenanlagen im 

Sinne § 14 Abs. 1 BauNVO nicht zwischen der 

Straßenbegrenzungslinie und der vorderen Baugrenze 

zulässig. Unberührt von dieser Festsetzung bleiben 

Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 2 BauNVO sowie 

Einfriedungen, Stützmauern i.v.m. der Zufahrt zu 

Tiefgaragen und Werbeanlagen an der Stätte der Leistung. 
 

Um eine Beeinträchtigung im öffentlichen Straßenraum 

auszuschließen und eine ausreichende Anzahl an 

Parkmöglichkeiten zur Verfügung zu haben, werden 

Festsetzungen über die Errichtung von Stellplätzen geregelt. 

 

1.6 Private Grünflächen (§ 9 (1) 15 BauGB) 
 

 Die Flächen auf den privaten Grundstücken, die außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksfläche liegen und nicht für die 

Schaffung von Stellplätzen, Zufahrtswegen oder 

Freilagerplätzen (z.B. für die Lagerung von Kaminholz für private 

Zwecke) benötigt werden, sind als Grünflächen anzulegen. 
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Der Bebauungsplan soll Regelungen treffen die geeignet sind, 

den Versiegelungsgrad auf das unvermeidliche Maß zu 

reduzieren.  

 

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur 

und Landschaft (§ 9 (1) 20 BauGB) 
 

Für die Dachentwässerung ist so weit wie möglich eine natürliche 

Versickerung auf dem Grundstück zu gewährleisten (z.B. 

Grabensystem, naturnahes Rückhaltebecken, Sammlung in 

Zisternen zur Wiederverwendung bei der Bewässerung von 

Freiflächen). Eine Vernässung des Grundstückes ist durch 

geeignete Zusatzmaßnahmen zu verhindern. 

 

 

2   Grünordnerische Festsetzungen 

 

Im vereinfachten Verfahren nach §13 BauGB wird von der Umweltprüfung 

nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach 

§ 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen 

verfügbar sind, abgesehen.  
 

Gemeinsam mit dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (untere 

Naturschutzbehörde) und dem Ingenieurbüro für Landschafts- und 

Freiraumplanung Karsten Obst fand bereits eine Vorberatung zum Projekt 

mit einer Vor-Ort-Begehung statt. 

 

Die Ergebnisse werden im folgenden Abschnitt dargelegt. 

In Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde (Vor-Ort-Termin am 

21.02.2019) wird eine freiwillige Untersuchung artenschutzrechtlicher 

Belange vorgenommen. Als Grundlage dient eine anzufertigende 

Potenzialanalyse.  
 

Fledermäuse können aufgrund des Vorhandenseins leerstehender 

Gebäude, die sie als Quartier nutzen, nicht ausgeschlossen werden. 

Nachweise oder Spuren sind jedoch nicht erbracht worden. Es sind 

Untersuchungen auf Fledermausquartiere vorzunehmen und bei 

Feststellung geeignete Maßnahmen, zum Beispiel 

Bauzeitenmanagement und Anbringung von Quartiersteinen im Gebiet, 

einzuleiten.  
 

Durch die Beschaffenheit des Geländes stellt es ein potenzielles Habitat 

für Boden-, Gehölz- und Gebäudebrüter dar. Eine Kartierung auf 

Vorkommen von Vögeln ist mit dem Beginn der Brutsaison (1.März bis 

30.September) in 6 Begehungen durchzuführen. Bei Nachweisen ist eine 

Baufeldfreimachung (Abriss der Gebäudesubstanz und Entfernen 

ungepflegter Gehölze) außerhalb des obengenannten Zeitraums der Brut 

möglich. Weiterhin kann es erforderlich sein, Ersatzhabitate zur 

Verfügung zu stellen. 
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Die Ruderalflächen des Geländes sind als Lebensraum für 

Zauneidechsen eingeschätzt worden. Eine Kartierung auf Vorkommen 

von Zauneidechsen ist im Zeitraum von April bis September in 6 

Begehungen vorzunehmen. Bei Nachweisen ist ein 

Bauzeitenmanagement, Schaffen von Ersatzhabitaten und eine 

Umsetzung der Tiere notwendig. 
 

Für das gegenständliche Vorhaben ist keine Unterlage zur Abhandlung 

der Eingriffsregelung zu erarbeiten. 
 

Dem §39 Abs.1 und Abs. 5 BNatSchG Allgemeiner Schutz wildlebender 

Tiere und Pflanzen; Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 

ist Folge zu leisten. Demnach ist der Verschnitt von Bäumen und 

Gehölzen nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis einschließlich 28. Februar 

zulässig. 

 

Der Investor verpflichtet sich die Ergebnisse der Untersuchung in den 

Maßnahmen umzusetzen und erklärt sich außerdem bereit Grünflächen 

innerhalb des ausgewiesenen Geltungsbereichs als Ort mit 

gemeinschaftlicher Nutzung und des Austauschs für Anwohner zu 

gestalten. Private Grünflächen werden im Bebauungsplan 

(Planzeichnung) ausgewiesen. Das angestrebte „grüne“ 

Erscheinungsbild soll dem Charakter des im FNP der Stadt Bitterfeld-

Wolfen festgesetzten Bereich „durchgrüntes Wohnen“ gerecht werden. 

 

 

2.5 Entwässerung 

 

Das Schmutzwasser wird über einen neu zu errichtenden Kanal in das 

öffentliche Kanalnetz in der Wiesenstraße/Röhrenstraße eingeleitet und 

dem Gemeinschaftsklärwerk Bitterfeld/ Wolfen zugeführt. Die Entsorgung 

des Abwassers erfolgt im Trennsystem. 
 

Bei der Schmutzwasserentsorgung ist zu beachten, dass der 

Anfangsschacht eine Sohltiefe von 76,98m (Höhe Nebengebäude 

Röhrenstraße 63) haben und somit ein Anschluss der 

Erschließungsanlagen mit der satzungsmäßig vorgeschriebenen 

Mindesttiefe von 1,50m u.GOK nicht mehr möglich ist. Der Bau einer 

Hebeanlage für das Wohngebiet ist somit notwendig. 

 

Die Regenwasserentsorgung über ein Kanalnetz in den benachbarten 

Strengbach ist nicht möglich, da eine Querung der neuen Leopoldstraße 

aus wirtschaftlichen Gründen nicht in Betracht gezogen wird. 
 

Vorab wird das Vorhandensein von möglichen Versickerungsflächen als 

ausreichend eingeschätzt, sodass eine dezentrale Versickerung 

fokussiert wird. 
 

Das Niederschlagswasser der Straßenflächen soll vor Ort gemäß 

Regelwerk über Rigolen im Straßenraum versickert werden, dies bedarf 

einer wasserrechtlichen Erlaubnis für die Einleitung in das Grundwasser. 
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Die Einleitung muss bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 

Anhalt-Bitterfeld beantragt werden. 
 

Niederschlagswasser, welches von Dachflächen und versiegelten 

Flächen anfällt, soll in gereinigter Form der Versickerung zugeführt bzw. 

in Zisternen, Teichen usw. zur weiteren Nutzung zwischengespeichert 

werden. Eine Vernässung der Grundstücke ist durch den Bauherrn durch 

geeignete Maßnahmen zu verhindern. 
 

Im Bereich der Mehrfamilienhäuser ist die Versickerung des anfallenden 

Niederschlagswassers der versiegelten Flächen, einschließlich Parkplatz, 

gemäß Regelwerk über Rigolen oder andere geeignete Maßnahmen 

vorzusehen. Die Dimensionierung hat im Rahmen der Beantragung der 

wasserrechtlichen Erlaubnis zu erfolgen. 

 

Die Anlagen der inneren Erschließung sind in öffentlich gewidmeten 

Straßenflächen zu verlegen. Ist dies nicht möglich, ist eine dingliche 

Sicherung der Leitungstrasse vor Beginn der Bauarbeiten zwingend 

erforderlich. Ein Vertrag zwischen Erschließungsträger und Verband ist 

vor Beginn der Erschließungsarbeiten vorzuweisen. 
 

Es ist ein Erschließungsvertrag zwischen dem Vorhabenträger und dem 

Abwasserzweckverband Westliche Mulde abzuschließen. 

 

2.6 Versorgung mit Trinkwasser/ Löschwasser 

 

Die Trinkwasserversorgung über das öffentliche Netz ist grundsätzlich 

möglich. Der Anschluss kann an die Trinkwasserleitungen VW 90x5,4 PE-

H nördlich des Bebauungsgebietes (auf Höhe Nebengebäude 

Röhrenstraße 63) erfolgen. Ein Unterflurhydrant (U7543) ist ebenfalls am 

genannten Standort vorhanden. 
 

Gemäß Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-

Anhalt vom 6.7.1994 obliegt der abwehrende Brandschutz weiterhin den 

Städten und Gemeinden. Die Midewa GmbH stellt nach Können und  

Vermögen Trinkwasser zum Löschwasserzweck über die öffentlichen 

Hydranten zur Verfügung. 
 

Im Plangebiet sollte ein Löschwasserbedarf von 96 m³/h 

(Geschoßflächenzahl 0,7 - 1,2) für einen Zeitraum von 2 Stunden 

vorgehalten werden. 
 

Es ist ein Erschließungsvertrag zwischen dem Vorhabenträger und der 

Midewa abzuschließen. 

 

2.7 Versorgung mit Gas und Elektrizität 

 

Die Versorgung mit Gas und Elektroenergie ist durch die 

Versorgungsunternehmen Stadtwerke Bitterfeld-Wolfen gesichert. Vor 

Baubeginn sind die bautechnischen Unterlagen zur Überprüfung bei den 

Stadtwerken Bitterfeld-Wolfen GmbH einzureichen. 
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2.8 Verkehrserschließung 

 

Das Plangebiet wird verkehrstechnisch erschlossen und erhält Anschluss 

an die Leopoldstraße. 
 

Die Abmessungen der ausgewiesenen Verkehrsflächen wurden so 

gewählt, dass die Planung der Verkehrsanlagen entsprechend der RASt 

06 (Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen) und RAS (Anlagen von 

Straßen) erfolgen kann. 

 

2.9 Immissionsschutz 

 

In Anlehnung an § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz sind bei 

raumbedeutsamen Planungen, die für eine bestimmte Nutzung 

vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche 

Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen i.S. des Artikels 3 Nr. 5 

der Richtlinie 96/82/EG in Betriebsbereichen hervorgerufene 

Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 

dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit 

wie möglich vermieden werden. 
 

Auf der Grundlage der Bundesimmissionsschutzverordnung ist der 

Verursacher verpflichtet, die Immissionsbeschränkungen einzuhalten 

sowie Maßnahmen zum Schutz zu tragen. 
 

Um einen angemessenen Schutz vor Lärmbelastungen gewährleisten zu 

können, sollen gemäß Ziffer 1.1 der DIN 18005/ Teil 1 folgende 

Orientierungswerte nicht überschritten werden: 
 

tags 55 dB(A)   nachts 45 dB(A) 

 

2.10 Gesundheitswesen 

 

Bei der Verlegung von Trinkwasserleitungen sind die Arbeiten nach den 

anerkannten Regeln der Technik durchzuführen; die verwendeten 

Materialien müssen diesen Regeln ebenso entsprechen. Detaillierte 

Anforderungen sind in der DIN 2000 (Zentrale Trinkwasserversorgung) 

enthalten. Die konsequente Beachtung dieser Norm ist eine 

Voraussetzung dafür, dass das Wasser aus den neu verlegten Leitungen 

in seiner bakteriologischen Beschaffenheit den gesetzlichen 

Anforderungen der Trinkwasserverordnung vom 20.05.2001 in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 10.März 2016 (BGBl. I S.459) 

entspricht. 

Die Inbetriebnahme einer neuverlegten Leitung des zentralen 

Versorgungsnetzes ist dem Gesundheitsamt nach § 13 (1) der 

Trinkwasserverordnung durch den Rechtsträger der 

Wasserversorgungsanlagen spätestens 4 Wochen vorher anzuzeigen. 

Weiterhin ist rechtzeitig vor der Inbetriebnahme der neuen Leitungen eine 

mikrobiologische Trinkwasseruntersuchung zu veranlassen. 
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Diese Untersuchung ist von einem zugelassenen Trinkwasserlabor, 

welches die Anforderungen nach § 15 Abs. 4 der Trinkwasserverordnung 

erfüllt, vorzunehmen. Eine Kopie der Niederschrift dieser 

Wasseruntersuchung ist dem Gesundheitsamt innerhalb von 2 Wochen 

nach dem Abschluss der Untersuchung zu übersenden. 
 

Bei der Gestaltung der Straßen und Gehwege sind die Voraussetzungen 

einer hindernisfreien baulichen Umwelt zu schaffen, um für Menschen mit 

Behinderungen eine problemlose Nutzung der Anlagen zu ermöglichen 

und somit eine Verbesserung der Lebensqualität zu erzielen. 

 

2.11 Wasserrecht 

 

Das Plangebiet unterliegt durch die Nähe zum Tagebaugebiet Goitzsche 

dem Grundwasserwiederanstieg. Dieser ist im Wesentlichen 

abgeschlossen. Die derzeitigen Grundwasserstände befinden sich im  

natürlichen Grundwasserschwankungsbereich. Basierend auf dem 

derzeitigen Kenntnis- und Arbeitsstand des hydrogeologischen Modells 

wird sich für den mittleren stationären Strömungszustand ein flurferner 

Grundwasserstand > 2m unter Geländeoberkante einstellen. 

Auswirkungen von niederschlagsbedingten Ereignissen und 

Hochwasserführung in den Vorflutern werden nicht berücksichtigt. Im 

Hochwasserfall sowie in Phasen hoher Grundwasserneubildung ist das 

Auftreten flurnaher Grundwasserstände nicht auszuschließen.  
 

Das Plangebiet befindet sich im Sicherungsgebiet 2 des 

Stadtsicherungsprojektes Bitterfeld. Mit der Projektträgerschaft zur 

Stadtsicherung ist seit dem 01.01.2013 die MDSE Mitteldeutsche 

Sanierungs- und Entsorgungsgesellschaft mbH beauftragt. Für geplante 

Bauvorhaben werden objektkonkrete Baugrundgutachten zur Ermittlung 

der lokalen Grundwasserverhältnissen empfohlen.  
 

Der Vorfluter “Strengbach“ befindet sich unmittelbar südlich des 

Plangebietes. Dessen Wasserstand bzw. eventuell auftretende 

Hochwasserführungen beeinflussen die Grundwasserverhältnisse am 

Standort. 
 

Es handelt sich um ein festgesetztes Überschwemmungsgebiet gemäß § 

78 Wasserhaushaltsgesetz. Nach §78 (3) ist bei der Aufstellung, 

Änderung oder Ergänzung von Bauleitplänen für die Gebiete, die nach 

§34 BauGB zu beurteilen sind, in der Abwägung nach §1 (7) BauGB 

insbesondere die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger 

und Unterlieger, die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden 

Hochwasserschutzes und die hochwasserangepasste Errichtung von 

Bauvorhaben zu berücksichtigen.  
 

Dazukommend gelten für festgesetzte Überschwemmungsgebiete 

gemäß §76 WHG sonstige Schutzvorschriften nach §78a Abs 1 - 7 

Demnach ist  

- die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den 

Wasserabfluss behindern können, 
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- das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf 

dem Boden, es sei denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer 

ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden,  

- die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen außerhalb von 

Anlagen, 

- das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von 

Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern können oder die 

fortgeschwemmt werden können, 

- das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 

- das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den 

Zielen des vorsorgenden Hochwasserschutzes gemäß §6 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 6 und §75 Absatz 2 entgegenstehen, untersagt. 

 

Den zutreffenden Vorschriften des §78a WHG ist Folge zu leisten und 

bedarf deren Einhaltung. 

Gemäß § 78 c Abs. 2 WHG ist die Errichtung neuer 

Heizölverbraucheranlagen in festgesetzten Überschwemmungsgebieten 

gemäß §76 WHG und Gebieten nach § 78 b Abs. 1 Satz 1 WHG verboten, 

wenn andere weniger wassergefährdende Energieträger zu wirtschaftlich 

vertretbaren Kosten zur Verfügung stehen oder die Anlage nicht 

hochwassersicher errichtet werden kann. Eine Heizölverbraucheranlage 

nach Satz 1 kann wie geplant errichtet werden, wenn das Vorhaben der 

zuständigen Behörde spätestens 6 Wochen vor der Errichtung mit den 

vollständigen Unterlagen angezeigt wird und die Behörde innerhalb einer 

Frist von vier Wochen nach Eingang der Anzeige weder die Errichtung 

untersagt noch Anforderungen an die hochwassersichere Errichtung 

festgesetzt hat. Der Landesbetrieb für Hochwasserschutz und 

Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt (LHW) ist bei der Planung mit 

einzubeziehen. 
 

Soll nicht verunreinigtes von Wohngrundstücken anfallendes 

Regenwasser mittels einer Flächen-, Mulden- oder Mulden-Rigolen-

Versickerung ordnungsgemäß beseitigt werden, so ist dies erlaubnisfrei. 

Geschieht die Versickerung über eine Rigolen/ Sickerbox oder 

Schachtanlage, so ist dies nur für das von Dach- und Wegflächen 

anfallende Regenwasser erlaubnisfrei. 

Für das von Hofflächen anfallende Regenwasser, das über eine Rigole 

oder einen Schacht versickert wird, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 

erforderlich entsprechend § 8, 9 und 46 des Wassergesetzes des Landes 

Sachsen-Anhalt (WG LSA) i.V.m. § 36 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). 

Die Erlaubnisfreiheit entbindet jedoch nicht von der Pflicht der 

ordnungsgemäßen Entsorgung des anfallenden Niederschlagswassers 

entsprechend § 79 b Abs. 1 WG LSA. Das Wohl der Allgemeinheit darf 

nicht beeinträchtigt werden. Aus diesem Grund ist bei 

Regenwasserauffang- und -sammelanlagen (Zisternen, Regentonnen 

etc.) ein Notüberlauf in die Regenwasserkanalisation oder eine 

Versickerungsanlage nachzuschalten. 
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Sollten im Zuge der einzelnen Bauvorhaben Wasserhaltungs-

maßnahmen erforderlich werden, so ist für das Heben und Ableiten von 

Grundwasser eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der unteren 

Wasserbehörde (§§ 8, 9, 10 WHG) zu beantragen. 
 

Die Herstellung und die wesentliche Änderung von baulichen Anlagen, 

auch von Aufschüttungen und Abgrabungen in und an oberirdischen 

Gewässern bedürfen der Genehmigung der Wasserbehörde (§ 93 

Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA; Ausgabe April 

2006)). 
 

Sollen anfallende Niederschlagswässer versickert werden, erfüllt dies den 

Tatbestand der Gewässerbenutzung und bedarf gemäß den 

Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31.07.2009 

(BGBl. I S.2585), in der derzeit gültigen Fassung, einer wasserrechtlichen 

Erlaubnis der unteren Wasserbehörde vom Landkreis Anhalt-Bitterfeld. 

Gleiches gilt für die Versickerung des anfallenden und von der Anlage 

abfließenden Niederschlagswassers.  
 

Vor Beginn geplanter Baumaßnahmen wird empfohlen objektkonkrete 

Baugrundgutachten unter Berücksichtigung der aktuellen und 

prognostischen hydrogeologischen Randbedingungen und zur 

Untersuchung der Beschaffenheit des Grundwassers im Plangebiet 

anzufertigen. 
 

Grundwassermessstellen innerhalb des Plangebiets sind weiterhin für 

Probenahmen und Wasserstandsmessungen jederzeit zugänglich zu 

gestalten. Diese dürfen nicht überbaut oder zugestellt werden. 

 

2.12  Sicherheits- und Gesundheitsschutz 

 

Auf die Bestellung eines Koordinators für Sicherheits- und   

Gesundheitsschutz für die Planung und Ausführung der einzelnen 

Bauprojekte durch die Bauherren, der eventuellen Erarbeitung eines 

Sicherheits- und Gesundheitsschutzplanes und die Vorankündigung 2 

Wochen vor Beginn an das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Dessau, 

nach §§ 2 und 3 der Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz 

auf Baustellen (Baustellenverordnung - BaustellV) vom 10.06.1998 (BGBl 

Teil 1, S.1283), wird hingewiesen.  

 

2.13 Grenzmarken 

 

Der für die Baumaßnahme verantwortliche Träger hat dafür zu sorgen, 

dass eventuell erforderliche Arbeiten zur Sicherung bzw. 

Wiederherstellung der Grenzmarken durch eine befugte Stelle nach § 1 

des Vermessungs- und Geoinformationsgesetzes Sachsen-Anhalt 

(VermGeoG LSA) durchgeführt werden.  
 

Nach § 5 und § 22 des VermGeoG LSA in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 15. September 2004 (GVBl. LSA S.716), zuletzt 

geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Vermessungs- und 
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Geoinformationsgesetzes Sachsen-Anhalt vom 18.Oktober 2012 (GVBl. 

LSA Nr. 21/2012 S. 510), handelt derjenige ordnungswidrig, der unbefugt 

Grenzmarken einbringt, verändert oder beseitigt. 

 

2.14 Altlasten/ Bodenschutz/ Abfallrecht 

 

Für die Flurstücke 85/5, 85/10, 138 der Flur 37 ist im Altlastenkataster des 

Landkreises Anhalt-Bitterfeld eine Altlastenverdachtsfläche mit der 

Katasternummer 00066 (Straßen- und Tiefbauunternehmen 

Wiesenstraße 9 – Werkstatt und Lagerflächen) registriert. Eine 

Untersuchung bei sensibler Nutzung ist notwendig. 
 

Zur Gefahrenabschätzung wurde ein Bericht zur Orientierenden 

Erkundung vom 12.07.2018 erstellt, welcher der Begründung als Anlage 

beigefügt ist. Dazu wurden die entnommenen Bodenproben neben  

Schwermetallen und Arsen auf die Summenparameter PAK und MKW 

analysiert. Mit Abstimmung der Unteren Bodenschutzbehörde des 

Landkreises Anhalt-Bitterfeld wurden das Schutzgut Mensch über den 

Wirkungspfad Boden-Mensch betrachtet. Die Untersuchung bezüglich der 

Belastung des Grundwassers sind nicht vorgenommen worden.  
 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Proben organoleptisch 

unauffällig sind und ein vergleichsweise niedriges Konzentrationsniveau 

der untersuchten Stoffe aufweisen. Die Vorgaben der BBodSchV wurden 

deutlich unterschritten. Eine Gefährdung für das Schutzgut Mensch über 

den Wirkungsgrad Boden-Mensch ist ausgeschlossen. Prinzipiell ist eine 

Entwicklung als Wohngebiet möglich. 
 

Für das Schutzgut Boden war nicht vom Vorliegen einer schädlichen 

Bodenveränderung nach §2 (3) BBodSchG auszugehen. Einschränkend 

wurde diesbezüglich angemerkt, dass lokale Beeinträchtigungen des 

Bodens im Zusammenhang mit den abgelagerten Haufwerken/Abfällen 

infolge der Auswaschung von Belastungen mit dem Niederschlagswasser 

nicht ausgeschlossen werden können. 
 

Im Rahmen der weiteren Erschließung sollte eine abschließende 

Untersuchung im Horizont 0-0,35m unter Gelände veranlasst werden. 

Die Haufwerke und weiterhin anfallendes Rückbaumaterial sind zu 

beräumen und ordnungsgemäß zu entsorgen. 

 

Sollten sich bei den Erdarbeiten organoleptische (geruchliche oder 

optische) Auffälligkeiten im Boden zeigen bzw. ergeben sich Hinweise auf 

schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten, ist die untere 

Bodenschutzbehörde zu informieren (§§ 2, 3 des Bodenschutz-

Ausführungs-Gesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (BodSchAG) vom 

02.04.2002). 
 

Bei Erdarbeiten auf den Flächen ist zu beachten, dass die Entsorgung 

und der Wiedereinbau von Aushubmaterialien von dieser Fläche 

entsprechend der „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von 

mineralischen Reststoffen/ Abfällen“, Mitteilung der 
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Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr.20 in der Fassung vom 

5.11.2014 i.V. mit Teil I in der Fassung vom 6.11.2003, zu erfolgen hat. 

Auch die Beförderung von nicht gefährlichen Abfällen (Erdaushub, 

Bauschutt etc.) gemäß § 53 KrWG ist anzeigepflichtig. Die 

Anzeigenerstattung ist im § 7 Abs.1 der Anzeige- und 

Erlaubnisverordnung (AbfAEV), Artikel 1 vom 05.12.2013 (BGBl. I 

S.4043) geregelt. 
 

Wenn zur Verfüllung von Baugruben bzw. zur Geländeregulierung 

(ortsfremder) Bodenaushub eingesetzt wird, hat dieser die 

Zuordnungswerte der Einbauklasse 0 der LAGA Merkblatt 20 vom 

05.11.2004 einzuhalten. Der Einsatz von Bauschutt zu genannten 

Zwecken ist nur in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde und 

Unteren Abfallbehörde zulässig. Entsprechenden Hinweisen seitens des 

zuständigen Trägers öffentlicher Belange wird damit Rechnung getragen. 

Anfallende Abfälle sind einer ordnungsgemäßen Entsorgung (Verwertung 

oder Beseitigung) zuzuführen. Bezüglich der Deklaration, Analytik und 

Verwertung von mineralischen Abfällen (Erdaushub, Bauschutt, 

Straßenaufbruch etc.), die im Zuge des Vorhabens anfallen, wird auf die 

Technischen Regeln der LAGA (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall), 

Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen 

Reststoffen/ Abfällen, Merkblatt 20, verwiesen. In Sachsen-Anhalt ist die 

Fassung vom 5.11.2004 der LAGA Merkblatt 20, Teil II (Verwertung von 

Bodenmaterial), Teil III (Probenahme und Analytik) sowie Anlage 3 

(Gleichwertige Bauweisen und Abdichtungssysteme) in den abfall- und 

bodenschutzrechtlichen Vollzug eingeführt worden. Weiterhin ist Teil I 

(Allgemeiner Teil) der Fassung der LAGA Merkblatt 20 vom 6.11.2003 zu 

vollziehen. Die Bewertung von anfallendem Bauschutt und 

Straßenaufbruch erfolgt entsprechend der Fassung der LAGA, Merkblatt 

20 vom 06.11.1997. 
 

Bei der Verwendung von mineralischen Abfällen (Recycling-Material), 

sind für diese, unterhalb einer Vollversiegelung, die Zuordnungswerte Z 2 

gemäß LAGA Merkblatt 20 in der Fassung vom 06.11.1997 einzuhalten. 

Gleiches gilt in Analogie für die Nutzung von Recycling-Material z.B. als 

Bettungsschicht/ Schotterpolster unter einer Bodenplatte. 

Ist keine Vollversiegelung (wasserdurchlässig) wie z.B. bei der 

Herrichtung von Kfz-Stellflächen, Terrassen etc. vorgesehen, sind die 

Zuordnungswerte Z 1.1 der LAGA Merkblatt 20 in der Fassung vom 

06.11.1997 einzuhalten. 
 

Für die abfallrechtliche Überwachung ist gemäß § 32 Abs. 1 des 

Abfallgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (AbfG LSA vom 01.02.2010, 

GVBl. LSA S.44, in der derzeit gültigen Fassung) der Landkreis Anhalt-

Bitterfeld als untere Abfallbehörde zuständig. 
 

Weiterhin wird auf die Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Anhalt-

Bitterfeld vom 24.6.2010, in der jeweils gültigen Fassung, verwiesen. 
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Generell sind bei erdeingreifenden Maßnahmen bzw. Baumaßnahmen 

aus Sicht der unteren Bodenschutzbehörde folgende Hinweise zu 

beachten: 

- Entsprechend § 1 (1) Bodenschutz-Ausführungsgesetz Sachsen-

Anhalt (BodSchAG LSA) vom 02.04.2002 ist mit Grund und Boden 

sparsam und schonend umzugehen. Es sind Bodenversiegelungen auf 

das unbedingt notwendige Maß zu begrenzen. Vorrangig sind bereits 

versiegelte, sanierte, baulich veränderte oder bebaute Flächen wieder 

zu nutzen. 

- Senken/ Abgrabungen, bei denen die Materialien dauerhaft 

Bestandteil der Landschaft werden, dürfen entsprechend der 

„Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen 

Abfällen LAGA TR 20“ in der Fassung vom 5.11.2004 i.V.m. Teil I 

(Allgemeiner Teil) in der Fassung vom 6.11.2003 nur mit 

Bodenmaterial verfüllt werden, das die Anforderungen Einbauklasse 0 

einhält. 

2.15 Denkmalschutz und Archäologie 

 

Wer bei Arbeiten oder anderen Maßnahmen in der Erde oder im Wasser 

Sachen oder Spuren von Sachen findet, bei denen Anlass zu der 

Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind (archäologische und 

bauarchäologische Bodenfunde), hat diese zu erhalten und der 

zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Der Bodenfund 

und die Fundstelle sind bis zu Ablauf einer Woche nach der Anzeige 

unverändert zu lassen und vor Gefahren für die Erhaltung der 

Bodenfunde zu schützen. Das Denkmalfachamt und von ihm Beauftragte 

sind berechtigt die Fundstelle nach archäologischen Befunden zu 

untersuchen und Bodenfunde zu bergen. 
 

Bei der Bauausführung ist die gesetzliche Meldepflicht im Falle unerwartet 

freigelegter archäologischer Funde oder Befunde einzuhalten (§ 9 Abs. 3 

DenkmSchG LSA). Die erforderliche Anzeige ist an die untere 

Denkmalschutzbehörde des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu richten (Am 

Flugplatz 1, 06366 Köthen [Anhalt], Tel.-Nr.: 03493/341611). 
 

Befunde mit den Merkmalen eines Kulturdenkmales sind bis zum Ablauf 

einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen (§ 9 Abs. 3 

DenkmSchG LSA). Eine wissenschaftliche Dokumentation durch 

Beauftragte des zuständigen LDA ist durch den Eigentümer bzw. 

Veranlasser abzusichern (§ 14 Abs. 9 DenkmSchG LSA). 

 

2.16 Naturschutz  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Umweltschadensgesetz und das 

Artenschutzrecht zu beachten sind. In diesem Zusammenhang wird 

insbesondere auf § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz 

(vom 10.Mai 2007, BGBl. Teil I S.666) sowie auf die §§ 44 und 45 

BNatSchG verwiesen. 
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2.17 Geologie 

 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Bereiches der ursprünglich 

bergbaulich beeinflussten Grundwasserabsenkung des Tagebaugebietes 

Köckern/ Goitzsche. Der Grundwasserwiederanstieg ist abgeschlossen. 

Der Ist-Wasserstand entspricht dem Endwasserstand.  

 Das Plangebiet befindet sich im Sicherungsgebiet 2 des 

Stadtsicherungsprojektes Bitterfeld. Es ist lokal mit flurnahen 

Grundwasserständen < 2m zu rechnen. Mit der Projektträgerschaft zur 

Stadtsicherung ist seit dem 01.01.2013 die MDSE Mitteldeutsche 

Sanierungs- und Entsorgungsgesellschaft mbH beauftragt.  

 Südlich des Plangebietes befindet sich die Siedlung Bergmannshof, 

welche mit einer Dichtwand umzogen ist. Die angeschlossene 

Grundwasserreinigungsanlage grenzt im Süden unmittelbar an das 

Plangebiet. Die Zufahrt von der Glück-Auf-Straße zur 

Grundwasserreinigungsanlage muss unbedingt erhalten bleiben und ist 

auch während eventueller Baumaßnahmen zu gewährleisten.  

 Der derzeitige Grundwasserstand im Hauptgrundwasserleiter liegt bei ca. 

+75,9m NHN am Pegel GOI1157 (Messung vom 19.03.2013). An der 

südwestlichen Grenze des Plangebietes ist ein Grundwasserstand von 

+76,13m NHN zu verzeichnen (Pegel 1310 am 21.03.2013). 

Meteorologisch bedingte Schwankungen sind zusätzlich zu 

berücksichtigen. Der Vorfluter “Strengbach“ befindet sich unmittelbar 

südlich des Plangebietes. Dessen Wasserstand bzw. eventuell 

auftretende Hochwasserführungen beeinflussen außerdem die 

Grundwasserverhältnisse am Standort. Es ist mit saurem und/ oder 

sulfathaltigem Grundwasser zu rechnen. Zusätzlich ist das Grundwasser 

stark mit chemietypischen Kontaminationen (u.a. LHKW und 

Chlorbenzene) belastet.  

 Vor Beginn geplanter Baumaßnahmen wird empfohlen objektkonkrete 

Baugrundgutachten unter Berücksichtigung der aktuellen und 

prognostischen hydrogeologischen Randbedingungen und zur 

Untersuchung der Beschaffenheit des Grundwassers im Plangebiet.  

Bei Vorhandensein von Grundwassermessstellen der LMBV innerhalb 

des Plangebietes sind diese zwingend zu erhalten und vor 

Beschädigungen zu schützen. Ein ungehinderter Zugang zwecks 

Kontroll- und Wartungsmaßnahmen muss gewährleistet sein. Ein 

Rückbau der Messstellen ist nicht vorgesehen. 

 

Sollte die Versickerung für das auf den Dachflächen und versiegelten 

Flächen anfallende Regenwasser mittels Anlagen erfolgen, ist die 

Versickerungsfähigkeit des Untergrundes unter Beachtung des DWA-

Regelwerkes A138 durch entsprechende Untersuchungen 

standortkonkret nachzuweisen. 
 

Es wird empfohlen Baugrunduntersuchungen vornehmen zu lassen. 
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2.18 Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt, 
 Regionaler Entwicklungsplan Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg 

 

Im LEP 2010 Z 37, ist Bitterfeld-Wolfen als Mittelzentrum ausgewiesen. 

Mittelzentren sind gem. Ziel 34 LEP-ST 2010 als Standorte für gehobene 

Einrichtungen im wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politischen 

Bereich und für weitere private Dienstleistungen zu sichern und zu 

entwickeln. 

Sie sind Verknüpfungspunkte der öffentlichen Nahverkehrsbedienung 

und sollen die Verbindung zum regionalen und überregionalen Verkehr 

sichern. 
 

Eine Ausnahme unter den Mittelzentren der Planungsregion stellt das 

zweikernige Mittelzentrum Bitterfeld-Wolfen dar. Die Stadt Bitterfeld-

Wolfen weist mittelzentrale Ausstattungsmerkmale auf und ist aufgrund 

der Einwohnerzahlen als tragfähiges Mittelzentrum im Z 37 LEP-ST 2010 

festgelegt worden. 
 

Mittel- und grundzentrale Funktionen erfüllen die beiden Ortsteile 

Bitterfeld und Wolfen. Zwischen den Ortsteilen Bitterfeld und Wolfen 

besteht kein unmittelbarer Bebauungszusammenhang. Das besiedelte 

Stadtgebiet zwischen beiden Ortsteilen wird dominiert von den 

großflächigen Industriegebieten des Chemieparks Bitterfeld. Die K2054 

sowie die Schienentrasse Bitterfeld-Dessau fungieren als verbindende 

Infrastrukturtrasse zwischen Bitterfeld über Greppin nach Wolfen bis 

Wolfen-Nord/ Bobbau. Entsprechend dem Einzelhandels- und 

Zentrenkonzept der Stadt Bitterfeld-Wolfen [BBE 1. Fortschreibung 2017] 

konzentrieren sich die mittelzentralen Versorgungseinrichtungen auf den 

Ortsteil Bitterfeld. Der Sitz der Kommunalverwaltung der Stadt befindet 

sich im Ortsteil Wolfen. In Wolfen und Wolfen-Nord befinden sich 

Ortsteilzentren für die Versorgung der Bevölkerung mit Waren des mittel- 

und kurzfristigen Bedarfs. Die beiden Einrichtungen Berufsschulzentrum 

und Kulturpalast befinden sich aufgrund ihrer Lage im Industriegebiet 

außerhalb der Abgrenzung des Zentralen Ortes, sie sind jedoch aufgrund 

ihrer mittelzentralen Funktion dem Mittelzentrum Bitterfeld-Wolfen 

zuzuordnen. 

 

Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Siedlungsstruktur 

 

Entsprechend Grundsatz 12 LEP 2010 sollen in der Siedlungsstruktur des 

Landes Sachsen-Anhalt gewachsene, das Orts- und Landschaftsbild, die 

Lebensweise und Identität der Bevölkerung prägende Strukturen unter 

Berücksichtigung der städtebaulichen Erfordernisse und der Erhaltung 

siedlungsnaher Freiräume entwickelt werden. 
 

Laut Grundsatz 13 LEP 2010 ist auf die Nutzung vorhandener Potenziale 

(Baulandreserven, Brachflächen und leerstehende Bausubstanz) zu 

achten, damit eine Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und 

Boden vorrangig bleibt. Der Brachfläche wird mithilfe des 

Bebauungsplanes eine Wiedernutzbarkeit zugeordnet.  
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Des Weiteren liegt das Plangebiet angrenzend an ein Wohnviertel 

(Bitterfelder Länderviertel), sodass eine ungegliederte Siedlungsstruktur 

vermieden wird (Ziel 22 LEP 2010) und die Siedlungsentwicklung mit den 

Erfordernissen einer günstigen Verkehrserschließung abgestimmt (Ziel 

23 LEP 2010) ist. 
 

Die Schaffung von attraktivem Wohnraum ist wichtig um neue Einwohner 

an die Stadt zu binden und auch der schon heimischen Bevölkerung neue 

qualitative und auf ihre Bedürfnisse abgestimmte, familienfreundliche 

Wohnquartiere anzubieten.  

Dies ist auch ein bedeutender Anziehungspunkt für die ca. 6.000 

Einpendler der Stadt. Das neue Wohngebiet soll dazu dienen auch diese 

Bevölkerungsgruppe an die Stadt Bitterfeld-Wolfen zu binden und ihren 

Lebensmittelpunkt in die Stadt zu verlagern. 
 

Das Plangebiet befindet sich in der Nähe zur Goitzsche. Als 

Vorbehaltsgebiete für Tourismus und Erholung werden Gebiete 

ausgewiesen, die aufgrund der naturräumlichen und landschaftlichen 

Potenziale, der Entwicklung und/ oder des Bestandes an touristischen 

Einrichtungen für den Tourismus und die Erholung besonders geeignet 

sind. 

 

Sicherung und Entwicklung der Daseinsvorsorge 

 

Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sowie zur 

Verbesserung der Auslastung der vorhandenen Infrastruktur sind für 

Wohnneubaumaßnahmen die vorhandenen Potenziale der Innen-

entwicklung (Baulandreserven, Brachflächen und leerstehende 

Bausubstanz) in den Siedlungsgebieten zu nutzen. Das Erfordernis von 

Neuausweisungen ist in qualitativer und quantitativer Hinsicht unter 

Berücksichtigung der Bevölkerungsentwicklung und Anrechnung vorhan-

dener Flächenreserven und Innenbereichspotenziale zu begründen. Es 

sind flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen zu nutzen. 
 

Das Zentrale-Orte-Konzept ist ein strategisches Element zur Herstellung 

und Erhaltung gleichwertiger Lebensbedingungen in allen Teilen der 

Planungsregion. Zentrale Orte dienen der nachhaltigen Gewährleistung 

der öffentlichen Daseinsvorsorge. Sie bündeln öffentliche und private 

Güter und Dienstleistungen, Versorgungseinrichtungen, technische, 

soziale, kulturelle und Verwaltungsinfrastruktur und schaffen somit 

wirtschaftliche Agglomerationsvorteile. Die Bündelung sichert die 

Tragfähigkeit der Einrichtungen und einen effektiven Mitteleinsatz der 

öffentlichen Hand. Mit der Festlegung der Grundzentren wird abgesichert, 

dass die Bevölkerung der Planungsregion deren typische 

Versorgungseinrichtungen mittels ÖPNV in zumutbarer Zeit erreichen 

kann. Die Festlegungen von Zentralen Orten und der Vorrang der 

Innenentwicklung hinsichtlich Wohnungsneubau trägt zur Vermeidung 

weiterer Zersiedelung bei und schützt den Freiraum.  
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Auszug Stadt Bitterfeld-Wolfen, OT Stadt Bitterfeld  
Auszug Sachlicher Teilplan  
„Daseinsvorsorge - Ausweisung der Grundzentren in der Planungsregion Anhalt - 
Bitterfeld - Wittenberg“ 

 
Die kartografische Definition des Zentralen Ortes beinhaltet das 

Plangebiet “Wohnen am Strengbach“. 

 

Die Zentralen Orte sind unter Beachtung ihrer Zentralitätsstufe als 

• Versorgungs- und Arbeitsplatzzentren, 

• Wohnstandorte, 

• Standorte für Bildung und Kultur, 

• Ziel- und Verknüpfungspunkte des Verkehrs 

zu entwickeln. 
 

Die Planung beinhaltet die Schaffung von neuen Wohneinheiten (WE). 

Unter Beachtung der Zentralitätsstufe für den Zentralen Ort befinden sich 

die im Bebauungsplan ausgewiesenen Flächen (WA) innerhalb des im 

Sachlichen Teilplan Daseinsvorsorge ausgewiesenen Zentralen Ortes.  

Eine Entwicklung findet unter Beachtung der Ziele 28 LEP 2010 statt. 
 

Anhand der statistischen Zahlen der Stadt Bitterfeld-Wolfen aus dem 

Stadtentwicklungskonzept 2015-2025 geht hervor, dass neuer qualitativ 

hochwertiger Wohnraum dazu führt einen Anstieg in der 

Bevölkerungsentwicklung zu erzielen. 

In den Jahren 2007 bis 2014 wurde in den modernisierten und sanierten 

Stadtteilen (Musikerviertel, Dichterviertel, Auensiedlung und in der 

Kraftwerkssiedlung) ein Bevölkerungszuwachs verzeichnet, während in 

den anderen Gebieten ein Bevölkerungsrückgang zu sehen ist.  

 

In der folgenden Tabelle ist die Einwohnerentwicklung der jeweiligen 

Stadtteile der Stadt Bitterfeld-Wolfen von 1997/98 bis 2014 dargestellt: 
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Auszug Stadtentwicklungskonzept 2015-2025 (STEK 2015-2025),  
1.4 Leerstand, Einwohnerentwicklung, Altersstruktur  

 

Im Statistischen Gebiet 108 Länderviertel ist in den letzten Jahren ein 

Bevölkerungsverlust zu verzeichnen. Das geplante Wohngebiet wird dazu 

beitragen dieser Entwicklung entgegenzuwirken. 

 

Deshalb ist die Schaffung von attraktivem Wohnraum wichtig um neue 

Einwohner an die Stadt zu binden und auch der schon heimischen 

Bevölkerung neuen qualitativen und auf ihre Bedürfnisse abgestimmten 

und familienfreundlichen Wohnraum anzubieten.  

Dies ist auch ein bedeutender Anziehungspunkt für die ca. 6.000 

Einpendler der Stadt. Das neue Wohngebiet soll dazu dienen auch diese 

Bevölkerungsgruppe an die Stadt Bitterfeld-Wolfen zu binden und ihren 

Lebensmittelpunkt in die Stadt zu verlagern. 
 

Die Stadt Bitterfeld-Wolfen ist derzeit bestrebt die Wohnbauflächenbilanz 

zu überarbeiten. Dabei ist das in Rede stehende Gebiet bereits 

berücksichtigt. Des Weiteren ist die ortsteilübergreifende Überarbeitung 

des Flächennutzungsplans der Stadt Bitterfeld-Wolfen in Arbeit. Im 

Rahmen dieser Überarbeitung für das gesamte Stadtgebiet sollen die 

ausgewiesenen Wohnbauflächen geprüft und der aktuellen Situation 

angepasst werden. Die Überarbeitung der Wohnbauflächenbilanz 

berücksichtigt dabei die entsprechenden landesplanerischen Vorgaben. 

 
[Quelle: Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt und Sachlicher Teilplan 

„Daseinsvorsorge - Ausweisung der Grundzentren in der Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-

Wittenberg“] 
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Das Plangebiet wird laut Z124 des LEP 2010 als Vorranggebiet für 

Hochwasserschutz im REP A-B-W, mit Beschluss vom 14.09.2018, 

eingestuft. Der festgestellte Überschwemmungsbereich XV “Strengbach“ 

gem. Z15 des REP A-B-W ist dem Geltungsbereich zuzuordnen. 

Vorranggebiete für Hochwasserschutz werden in 

Überschwemmungsbereichen festgelegt. Entsprechend den Regelungen 

des WHG werden als Überschwemmungsgebiete mindestens die Gebiete 

festgesetzt, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 

Jahren zu erwarten ist (HQ100). 
 

Überschwemmungsgebiete sind gemäß § 76 Wasserhaushaltsgesetz-

WHG Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und Deichen oder 

Hochufern sowie sonstige Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt, 

durchflossen oder für die Hochwasserentlastung bzw. -rückhaltung 

beansprucht werden. Bisher weder durch Verordnung oder per Gesetz 

festgestellte Überschwemmungsgebiete sind natürliche 

Überschwemmungsgebiete.  

 

In festgesetzten Überschwemmungsgebieten ist  

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und 

Unterlieger, 

2. die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden 

Hochwasserschutzes und 

3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben 

zu berücksichtigen. 

 

Nach § 78 c Abs. 2 WHG ist die Errichtung neuer 

Heizölverbraucheranlagen verboten, wenn andere weniger 

wassergefährdende Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten 

zur Verfügung stehen oder die Anlage nicht hochwassersicher errichtet 

werden kann. Auf eine Unterkellerung der Gebäude ist aufgrund des 

Risikos zu verzichten. Es wird empfohlen das Erdgeschoss 15 cm über 

der Rückstauebene zuplanen. Wasserempfindliche Nutzungen und 

Anlagen sind in höhergelegene Stockwerke anzuordnen. Die Errichtung 

von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den Wasserabfluss 

behindern können ist gem. §78a WHG untersagt. Gleiches gilt für 

wassergefährdende Stoffe und das Ablagern und das nicht nur 

kurzfristige Lagern von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern 

können oder die fortgeschwemmt werden können (§78 Abs. 1 Punkt 3 

und 4 WHG) 
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Abb.1 Hochwasserrisikokarte HQ100     Abb.2 Hochwasserrisikokarte HQ200 

 

Quelle: Abb 1 Hochwasserrisikokarte „Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (100-jähriges 

Ereignis – HQ100) und Abb. 2 Hochwasserrisikokarte „Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit 

(200-jähriges Ereignis – HQ200 ohne Berücksichtigung von Hochwasserschutzanlagen des 

Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt 
 

Laut aktueller Hochwasserrisikokarte des Landesbetriebes für 

Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt liegt der 

Geltungsbereich außerhalb des zu erwartenden Hochwassers mit 

mittlerer Wahrscheinlichkeit (HQ100). Die Pläne des LHW Sachsen-

Anhalt werden entsprechend der getroffenen Maßnahmen zum 

Hochwasserschutz angepasst und regelmäßig aktualisiert. Demnach ist 

nur mit einer niedrigen Wahrscheinlichkeit des Eintretens eines 

Hochwasserereignisses zu rechnen. (siehe Abb.2)  
 

Das Vorhaben wird entsprechend der Ausweisung des LEP 2010 

betrachtet unter Berücksichtigung der aktuellen Hochwasserrisikokarten  
 

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen gemäß 

Grundsatz 14 des REP A-B-W Vernässungsflächen berücksichtigt und 

Alternativen geprüft werden. 

 

2.19 Schutzstreifen/ Nachrichtliche Übernahmen 

 

Eine Bebauung von Schutzstreifen ist verboten. Anpflanzungen von 

Bäumen und anderen Tiefwurzlern sind grundsätzlich untersagt. 
 

Deutsche Telekom: 

Zur Versorgung des Wohngebiets ist eine Neuerrichtung von 

Telekommunikationslinien innerhalb und außerhalb des 

Planungsbereichs erforderlich. 
 

Mitnetz Gas: 

Unterirdische Versorgungsanlagen sind grundsätzlich von 

Bepflanzungen, Anschüttungen und Überbauungen (z.B. 

Längsüberbauung mit Borden) freizuhalten. Der Schutzstreifen der 

vorhandenen Gashochdruckleitung beträgt 4m. Den Hinweisen zur 

Planauskunft für Bauarbeiten im Bereich von Versorgungsanlagen der 

Mitteldeutschen Netzgesellschaft Gas mBH ist Folge zu leisten. 
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2.20 Kosten 

 

Die Erschließungskosten sind durch den Vorhabenträger zu übernehmen. 

Ein Städtebaulicher Vertrag ist abzuschließen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aufgestellt durch: 

   

Ingenieurbüro Ladde 

OT Bitterfeld 

Binnengärtenstraße 10 

06749 Bitterfeld-Wolfen 

 
Bitterfeld, März 2019 



 

Büro Karsten Obst  1 

Die Inhalte dieses Protokolls gelten als angenommen und akzeptiert, sofern nicht innerhalb von 10 Arbeitstagen 

nach dem Datum des Zugangs Widerspruch beim Verfasser (Büro Obst) eingeht. 

Protokoll  Nr. 1 

Bauvorhaben: Wohngebiet Wiesenstraße, Bitterfeld 

Anlass: Abstimmung artenschutzrechtlicher Belange 

Teilnehmern: UNB Anhalt Bitterfeld Frau Hübner 

ISO Ladde-Hobus   Frau Hobus 

Büro Obst   Herr Obst, Frau Mohrman 

Datum: 21.02.2019  

 

Anlass: 

• Bei dem Termin wurden die artenschutzrechtlichen Belange im Bereich der geplanten 

Bebauung (Wohngebiet) besprochen. Das Gelände weist aktuell ruderalisierte Bereiche, 

Gehölzaufwuchs und leer stehende Gebäude auf. 

 

Ergebnisse: 

Für das Vorhaben ist ein Artenschutzbeitrag (ASB) zu erarbeiten. Als Grundlage für den ASB 

ist eine Potenzialanalyse zu erarbeiten. Für die folgenden Arten sind gesonderte Untersu-

chungen notwendig: 

Fledermäuse 

• Bei einer ersten Begehung des Gebietes im November 2018, konnte nicht ausgeschlos-

sen werden, dass die Gebäude von Fledermäusen als Quartier genutzt werden. Nach-

weise oder Spuren von Fledermäusen wurden jedoch nicht erbracht. 

• Mit Beginn der Fledermausaktivität sind Untersuchungen hinsichtlich der Nutzung des 

Gebietes zu machen. Sollten Fledermausquartiere festgestellt werden, sind geeignete 

Maßnahmen zu treffen. Dies beinhaltet z.B. ein Bauzeitenmanagement sowie die An-

bringung von Quartiersteinen im Gebiet. 

Brutvögel 

• Das Gebiet stellt ein potenzielles Habitat für Gebäude-, Gehölz- und Bodenbrütern dar. 

Mit Beginn der Brutsaison sind Kartierungen auf Vorkommen von Vögeln durchzufüh-

ren. Die Brutsaison beginnt am 1. März und endet am 30. September (6 Begehungen). 

• Bei Nachweisen ist eine Baufeldfreimachung nur außerhalb der Brutzeit möglich. Wei-

terhin kann es erforderlich sein, Ersatzhabitate zur Verfügung zu stellen. 

Zauneidechsen 

• Die Ruderalflächen werden als Habitat für Zauneidechsen eingeschätzt. 

• Eine Kartierung hinsichtlich des Vorkommens von Zauneidechsen ist notwendig. Der 

Kartierzeitraum ist je nach Witterung von April bis September (6 Begehungen). Bei 

Nachweisen ist u.a. ein Bauzeitenmanagement, die Anlage von Ersatzhabitaten sowie 

die Umsetzung der Tiere notwendig. 

Hinweis 

• Für das gegenständliche Vorhaben ist keine Unterlage zur Abhandlung der Eingriffsrege-

lung zu erarbeiten. 

 

aufgestellt: Halle (Saale), 08.03.2019 

 

 

 

M. Mohrmann (Büro K. Obst) 

Verteiler: Teilnehmer sowie Herr Saber 
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